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Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident 

Dr. Enzenhofer und die Hofrätin Mag. Dr. Zehetner sowie den Hofrat 

Dr. Terlitza als Richterin und Richter, unter Mitwirkung der Schriftführerin 

Mag. Kovacs, über die Revision der revisionswerbenden Parteien 1. B R und 

2. D R, beide vertreten durch Dr. Andreas Waldhof, Rechtsanwalt in 

1010 Wien, Reichsratsstraße 13, gegen das Erkenntnis des 

Bundesverwaltungsgerichtes vom 12. Februar 2021, 1. W123 2238372-1/2E 

und 2. W123 2238373-1/2E, betreffend Nichterteilung eines Aufenthaltstitels 

gemäß § 55 AsylG 2005 und Erlassung einer Rückkehrentscheidung samt 

Nebenaussprüchen (belangte Behörde vor dem Verwaltungsgericht: Bundesamt 

für Fremdenwesen und Asyl), den Beschluss gefasst: 

Die Revision wird zurückgewiesen. 

Begründung: 

1 Nach Art. 133 Abs. 4 B-VG ist gegen ein Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes 

die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der 

grundsätzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 

wird. 

2 Nach § 34 Abs. 1 VwGG sind Revisionen, die sich wegen Nichtvorliegen der 

Voraussetzungen des Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zur Behandlung eignen, ohne 

weiteres Verfahren in nichtöffentlicher Sitzung mit Beschluss zurückzuweisen. 

3 Nach § 34 Abs. 1a VwGG ist der Verwaltungsgerichtshof bei der Beurteilung 

der Zulässigkeit der Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG an den Ausspruch 

des Verwaltungsgerichtes gemäß § 25a Abs. 1 VwGG nicht gebunden. 

4 Hat das Verwaltungsgericht, wie im vorliegenden Fall, im Erkenntnis 

ausgesprochen, dass die Revision nicht gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig 

ist, hat die Revision gemäß § 28 Abs. 3 VwGG gesondert die Gründe zu 

enthalten, aus denen entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die 
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Revision für zulässig erachtet wird. Dementsprechend erfolgt nach der 

hg. Rechtsprechung die Beurteilung der Zulässigkeit der Revision durch den 

Verwaltungsgerichtshof ausschließlich anhand des Vorbringens in der 

Zulassungsbegründung. In dieser ist konkret darzulegen, in welchem Punkt die 

angefochtene Entscheidung von welcher Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht bzw. konkret welche Rechtsfrage der 

Verwaltungsgerichtshof uneinheitlich oder noch gar nicht beantwortete 

(vgl. zum Ganzen VwGH 28.5.2020, Ra 2020/22/0086, mwN). 

5 Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes wird dem 

Gebot der gesonderten Darstellung der Gründe für die Zulässigkeit der 

Revision nach § 28 Abs. 3 VwGG nicht schon durch nähere Ausführungen zur 

behaupteten Rechtswidrigkeit der bekämpften Entscheidung (§ 28 Abs. 1 

Z 5 VwGG) oder zu den Rechten, in denen sich der Revisionswerber verletzt 

erachtet (§ 28 Abs. 1 Z 4 VwGG), Genüge getan. Dem Gebot der gesonderten 

Darstellung der Gründe für die Zulässigkeit der Revision wird sohin 

insbesondere dann nicht entsprochen, wenn die zur Zulässigkeit der Revision 

erstatteten Ausführungen der Sache nach Revisionsgründe darstellen oder das 

Vorbringen zur Begründung der Zulässigkeit der Revision mit Ausführungen, 

die inhaltlich (bloß) Revisionsgründe darstellen, in einer Weise vermengt ist, 

dass keine gesonderte Darstellung der Zulässigkeitsgründe im Sinn der 

Anordnung des § 28 Abs. 3 VwGG vorliegt (vgl. VwGH 21.12.2020, 

Ra 2020/14/0521, mwN) 

6 Die vorliegende Revision enthält keine gesonderte Darstellung jener Gründe, 

aus denen entgegen dem Ausspruch des Verwaltungsgerichtes die Revision im 

Sinn des Art. 133 Abs. 4 B-VG für zulässig erachtet wird. Die Revision ist 

daher mit einem der Verbesserung nicht zugänglichen Mangel behaftet, der zur 

Folge hat, dass sie nicht zulässig ist und der Zurückweisung unterliegt. 

7 Die Revision war daher zurückzuweisen. 

W i e n ,  am 31. März 2021 

 


